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Sandra Da Rin/ Sibylle Künzli

Politische Bildung und demokratische Erziehung
Studie zum Politikverständnis von Lehrkräften

„Jede wirkliche Demokratisierung setzt also voraus, dass man sie dort lehrt,
wo die Unterprivilegierten sie erwerben können: in der Schule." (Bourdieu/
Passeron 1971,88) Politische Bildung im Sinne von Demokratie leben und
lernen hat im europäischen Bildungskontext noch keine lange Tradition.'
Was in den USA zu Beginn des 20. Jahrhunderts mit John Deweys „De-
mocracy and education" (dt.: Dewey 2000) zu einem zentralen Thema in
der pädagogischen Diskussion wurde, trat in Europa erst nach dem
2. Weltkrieg in den Vordergrund einer bildungspolitischen Debatte. Mit
Re-Education-Programmen sollte nach dem Krieg das nationalsozialistisch
geprägte Bildungssystem Deutschlands entideologisiert und die deutsche

Bevölkerung zu politischen Staatsbürgerinnen der Bundesrepublik „um-
erzogen" werden. Im Zuge der emanzipatorisch-kritischen Ansätze in den

Erziehungswissenschaften nach 1968 wurde Demokratie erneut zu einem

Orientierungspunkt in der Bildungsdiskussion. Einen weiteren Aufschwung
nahmen Themen der demokratischen Erziehung und Bildung nach dem
Fall der Berliner Mauer sowie nach der politischen Wende in vielen ost-
europäischen Staaten. Im Jahre 1999 wurde eine internationale Vergleichs-
Studie zur Wirksamkeit von politischer Bildung durchgeführt, zu der eine

Folgestudie geplant ist? Und das Jahr 2005 ist zum europäischen Jahr der

politischen Bildung erklärt worden. Auch in der Schweiz hat sich ein
Wandel vollzogen: Der traditionelle Staatskundeunterricht wird immer
mehr durch Curricula politischer Bildung ersetzt, in denen neben der

Vermittlung von Wissen vor allem das Lernen demokratischer Kompe-
tenzen im Zentrum steht.

Die Praxis der politischen Bildung wurde im deutschsprachigen Raum
bisher jedoch wenig erforscht. So ist zum Beispiel nicht bekannt, auf
welchem Verständnis von Politik und von politischer Bildung der konkre-
te Unterricht aufbaut. Die Ergebnisse, die in diesem Beitrag vorgestellt
werden, stammen aus einer Studie, die das von PoZztzk nnJ
seine /mpZzkaf/one« /ür die poZ/fiscke Bz'Wnng bei Le/zrpersonen efes

Rontons Zürich untersucht hat (Da Rin / Künzli 2006). Wir haben drei
Gruppendiskussionen durchgeführt: je eine mit Lehrpersonen der Sekun-
darstufe A, mit Lehrpersonen der Mittelstufe und mit Studierenden der
Pädagogischen Hochschule Zürich, die eine Studienwoche zu politischer
Bildung besucht hatten. Geplant war eine vierte Gruppendiskussion mit
Lehrpersonen der Sekundarstufe B/C, die aus terminlichen Gründen leider
nicht zustande kam. Die Ergebnisse zeigen, dass die befragten Lehrperso-
nen nicht nur die Stärkung eines demokratischen Bewusstseins bei den
Schülerinnen vor Augen haben, sondern dass auch Mythen und Tabus (re-)
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produziert werden, die Mechanismen von Ent-Demokratisierung in sich

bergen. Wir stellen zuerst das vorgefundene Politikverständnis und an-
schliessend die Konzeptionen von politischer Bildung vor. Am Schluss des

Beitrags formulieren wir einige Überlegungen zu den demokratierelevan-
ten Mechanismen, um sie im bildungspolitischen Kontext zu verorten.

Alltägliches Politikverständnis: die „grosse" und die „kleine" Politik

In allen Gruppendiskussionen lässt sich ein ganz allgemeines Verständnis
von Politik finden, das folgendermassen zusammengefasst werden kann:
Poft't/k At d/e demokrafiscfte Gesfa/tung des Zwsammen/eèens m einer
Gememscftaft. Im Rahmen dieses Verständnisses wird zwischen einer

grossen und einer /deinen Politik unterschieden.
„A/so tcft ftafte in den ießfen /öftren ein ftisscften öfter den Bundesrat
gesprochen, öfter den Stdnderaf und so, wer wq/ür zuständig ist. Oder eften

in der Gemeinde, Gemeindeverwaltung, was ein Bezirk ist. After was icft
sicfter meistens nicftt gemacftt ftafte oder nur am Bande, ist das mit den
Parteien." (Gruppendiskussion Mitteisfa/e)

„ Das Po/itiscfte, Po/itik ist/ör micft: wie ieftt eine Gemeinscfta/t zusammen,
was macftt sie miteinander aft? Bs/ordert ans aucft aw/zum öia/og,
and es /ordert ans an/ Lösungen zu sucften miteinander. " (Gruppendis-
kussion Sekundarstufe A)
„Po/itik ist ein Mitmacften und Mitreden, se/fter etwas tun, dazu ftei-
tragen."
„A/so ganz grundiegend ist es wie die Gese/iscfta/r iftr Zusammen/e-
ften organisiert, was da passieren muss, damit es in einer grösseren Ge-

sei/seftaft öfterftauptfunktioniert (...)"
„After es kann fa vie/ieicftt scfton im L/einen po/itiscft werden, es muss fa
nicftt gerade eine Gese/iscfta/t de/nieren."
,,/a, k/ar, softaid die Leute irgendwie zusammenfunktionieren müssen, ftaf
es irgendwie mit Po/itik zu tun,fa." (Gruppendiskussion Studierende)

In diesen Gesprächsausschnitten werden explizit und implizit unter-
schiedliche Bereiche und Aspekte angesprochen, die das allgemeine Poli-
tik-Verständnis charakterisieren und für die Unterscheidung zwischen

grosser und kleiner Politik wichtig sind (vgl. nebenstehende Tabelle):
Die Unterscheidungslinie zwischen grosser und kleiner Politik verläuft im
Wesentlichen entlang der im alltäglichen Verständnis wahrgenommenen
Unterscheidung zwischen grosser und k/ei'ner Gemei'nscftaft: Auf der einen
Seite steht d/e Gese/Zscftaft, der Staat, worin es institutionalisierte Ein-
flussmöglichkeiten und Prozesse wie Wahlen und Abstimmungen gibt, die
dem Zweck dienen, zwischen divergierenden Interessen zu vermitteln und
gemeinsame Problemlösungen zu finden. Dabei geht es um Interessen und
Probleme, die sich auf den öffentlich-rechtlichen Bereich einer Gesellschaft
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„grosse" Politik „kleine" Politik

„grosse Gemeinschaft",
Gesellschaft, (Schweizer) Staat

institutionalisierte, formelle Politikformen
und -prozesse (in der Schweiz):
direkte Demokratie

Einflussmöglichkeiten für Mitglieder
eines Staates, für Staatsbürgerinnen

Lösung von Interessenkonflikten,
Problemen (Bezugsraum: öffentlich-
rechtliche Lebensbereiche)

nicht unbedingt direkte Betroffenheit
im Alltag

enger Politik-Begriff

„kleine Gemeinschaft", Gruppen (z.B.
Familie, Wohngemeinschaft, Klasse)

nicht-institutionalisierte, informelle
Politikformen und -prozesse: mitmachen,
mitreden

Einflussmöglichkeiten für Mitglieder einer
Gemeinschaft, einer Gruppe

Lösung von Interessenkonflikten,
Problemen (Bezugsraum: öffentliche
und private Lebensbereiche)

direkte Betroffenheit im Alltag

weiter Politik-Begriff

beziehen, ohne dass alle Gemeinschaftsmitglieder, genauer Staatsbürger-
Innen, direkt von Problemen und deren Lösungen betroffen sein müssen.

Auf der anderen Seite stehen ft/ez'zzere Gemez'nsc/za/len, im Sinne von
sozialen Gruppen, in denen informelle Einflussmöglichkeiten vorherrschen,
um bei Interessenkonflikten und Problemlösungen miteinander zu agieren.
Der Handlungsraum dieser Gruppen bezieht sich sowohl auf öffentliche wie
auch auf private Bereiche, in denen Probleme und deren Lösungen direkt
den Alltag der Gruppenmitglieder beeinflussen. So werden beispielsweise
neue Fussgängerstreifen, Gewalt auf dem Pausenplatz wie auch Unordnung
in der Küche einer Wohngemeinschaft als Probleme genannt, die einer ge-
meinsamen Lösung und Mitbestimmung der Betroffenen bedürfen?

Das gemeinsame Ziel von grosser und kleiner Politik ist es, demokra-
tische, das heisst gewaltfreie und nicht-diskriminierende Lösungen von
Problemen und Interessenkonflikten zu finden. Es geht hier ganz allgemein
um Fairness und Gerechtigkeit. Zwar werden auch negative Aspekte von
Politik wie Machtmissbrauch, Ohnmacht des kleinen Bürgers, Korruption,
Politikverdrossenheit und ähnliches thematisiert - etwa in Aussagen wie
„Die dorr oben machen e/z, was sie wo/ien". Als Abwehrreflexe, Enttäu-
schungen und Vorurteile tauchen sie jedoch vor allem als eine Art Nega-
tivfolie von realer Politik auf und kollidieren mit den eigenen idealisierten
Vorstellungen von Politik. Diese Elemente des Politik-Verständnisses der
Lehrkräfte finden auch in der Reflexion von politischer Bildung ihren
Niederschlag.

Basis-demokratische und national-schweizerische Orientierung

Das nachfolgende Zitat aus einer Gruppendiskussion bringt in kurzer Form
auf den Punkt, was die Befragten zum Thema politische Bildung meinen:
„Dass sie ezge«/7zc/z Po/z'fzfc er/a/zre« im Zäg/z'c/ze« Umgazzg mzYemazzrfer"
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(Gruppendiskussion Sekundarstufe A). Die Politik, welche die Kinder und

Jugendlichen in der Schule in Form von politischer Bildung miteinander
erfahren und lernen sollen, ist jene, die vorhin beschrieben worden ist: die
demokratische Gestaltung des Zusammenlebens in einer Gemeinschaft.
Dabei werden Schulen bzw. Klassen als Gemeinschaften gedeutet, in denen

gewisse Aspekte des Zusammenlebens demokratisch gestaltet werden kön-
nen, zum Beispiel in Form von Klassenräten. Schulen bzw. Klassen werden
als demokratische Einheiten, oder zugespitzt, als Ackyveiz im A7emen gesehen.
Vor diesem Hintergrund lässt sich das Verständnis von politischer Bildung
seitens der Lehrkräfte dann folgendermassen fassen: „Po/itoch<? ß/kkmg
keissi, Jen AIndern imd Jagend/icke« die Schweizer Demokratie im Sc/m/-

a/kag zm vermi/te/n." In den Gruppendiskussionen lassen sich zwei grund-
sätzliche Lernziel-Orientierungen erkennen: die eine nennen wir die (basis-)
demokratische, die andere die (national-)schweizerische Orientierung.

a) Die (basis-)demokratische Orientierung
Bezeichnend für diese Orientierung sind folgende Aussagen:
,,/nnërka/k der A7as.se, dass zwm ßeispie/ aack niemand an.s^e.sc/î/o.y.sen

wird. "

„da, das /st e/n wen/g d/e Bas/s e/ner Demokratie oder damit es k/appt."
„Dnd sonst Sanktioniert Demokratie ehe« nickt." (Grn/J/Jendisknssion
Studierende)
„Dass die po/itiscke ßi/dwwg aack, nnd davon kin ick iikerzengt, ganz/est
im Aakmen der Persön/ickkeitsentwick/nng oder Persön/ickkeitski/dnng
der dngend/icken angesckant werden mass." (Grnppendisknssion Seknn-

darstn/eA)
In der (basis-)demokratischen Orientierung steht das Lernziel im Vor-

dergrund, die Schülerinnen für demokratische Prozesse zu interessieren
und bei ihnen die Entwicklung demokratischer Kompetenzen zu fördern.
Sie sollen grundsätzlich lernen, dass sie Mitsprache-und Mitbestimmungs-
möglichkeiten haben, die sie im schulischen Alltag nutzen können. Es geht
im weitesten Sinne um die Herausbildung eines demokratischen Selbstbe-
wusstseins, einer demokratischen Identität, die in allen Lebensbereichen
zum Tragen kommen kann.

Hier wird die Gemeinschaft als Lerngruppe und Lernform verstanden,
die alle Schülerinnen mit politischer Bildung erreichen und eine mit de-
mokratischer Orientierung verträgliche Persönlichkeitsentwicklung fördern
soll. Diese Vorstellung von Gemeinschaft ist allen Individuen gegenüber
offen. Sie schliesst niemanden aus, weil die Gemeinschaft nicht nach
Ausschlusskriterien definiert wird. Gemeinschaft wird einfach als eine

Gruppe von Menschen verstanden, die miteinander funktionieren. Diese
Offenheit, dieses zwanglose Miteinanderauskommen beinhaltet ein grosses
politisches und demokratisches Potential, birgt gleichzeitig aber auch die
Gefahr in sich, dass unbeabsichtigte und unbewusste Schliessungsprozes-
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se in solchen Gruppen bzw. Gemeinschaften nicht wahrgenommen werden.
Das zeigt sich am Beispiel einer Studentin, die erzählt, wie perplex sie war
und in einen Erklärungsnotstand geriet, als ihr ein Schüler während eines
Praktikums mitteilte, er sei ja eh nicht stimmberechtigt, der ganze Unter-
rieht in politischer Bildung bringe ihm nichts. Die anderen Studierenden
reagierten auf diese Erzählung mit dem Hinweis, dass man ja auch im
Rahmen von Kleingruppen, von „kleiner" Politik Mitentscheidungs- und
Handlungsmöglichkeiten habe. Ausschlüsse aus der grossen politischen
Gemeinschaft scheinen durch Zugehörigkeit zu einer kleinen Gemeinschaft
aufgefangen und ausgeglichen zu werden, weshalb sie in der weiteren
Diskussion nicht weiter problematisiert werden.

Die Konstitution und die Definition von Gemeinschaften, die stets in
Abgrenzung zu anderen Gemeinschaften und vor dem Hintergrund be-
stimmter Interessen und Machtverhältnisse erfolgten, werden nicht reflek-
tiert und analysiert. Dadurch wird der Mythos einer Basisdemokratie, einer
auf die Bevölkerungsbasis sich stützenden Gemeinschaft perpetuiert, in
der alle mitentscheiden können und mehr oder weniger die gleichen
Handlungsmöglichkeiten haben."

b) Die (national-)schweizerische Orientierung
Diese Orientierung kommt in folgenden Aussagen zum Ausdruck:
„Oft e/ze Sc/zwez'z, o/z wir Sc/zwez'zer ein /VarzonaZ/zewnss/sezn /za/zen, vo/z
e/enz wz'r das Ge/w/z/ /za/zen, wir wo//en das den Kindern nzz'/geZzen."

„ Das nznss ii/zer/zazz/zr zzz'c/zZ irgendwie ge/är/zZ sein, rec/zrs oder so. Sondern
ein/ac/z azze/z ein gewisses Se/Zzsf/zewzzssisein. t/nd eizz Azzseizzazzz/erseZzen

miz zzzzserez* /denZz'ZäZ. " (Grzz/z/ze/ze/z'sZrzzsszozz Mz'ZfeZsZzz/e)

In der (national-)schweizerischen Orientierung steht bei den Lehrkräften
das Lernziel im Vordergrund, bei den Schülerinnen ein Interesse für die
Sc/zweiz als Nation zu wecken und aufrechtzuerhalten. Es geht hier weniger
um die Entwicklung einer demokratischen als vielmehr um die Aufrechter-
haltung einer sc/zweizerisc/zen /dendfdf, eines nationalen Selbstbewusstseins.
Die Gemeinschaft ist nicht Mittel, sondern wird hier zum Zie/ von politischer
Bildung. Zur schweizerischen Gemeinschaft gehören all jene Menschen, die
sich mit der Schweizer Kultur und Tradition identifizieren können und eine
Art schweizerische Mentalität haben. Es treten wiederholt Vorstellungen auf
von verschiedenen nationalen „Mentalitäten" und „Temperamenten", die
auch mit unterschiedlichen Formen von „Nationalstolz" in Verbindung ge-
bracht werden. Solche Begriffe bringen zum Ausdruck, dass es zwischen
Völkern bzw. Nationen kulturelle und psychosoziale Unterschiede gibt, die
teilweise historisch entstanden sein mögen, die aber vor allem „angeboren"
zu sein scheinen: „Diese Kinder sz'zzz/ azzz/ers, zzzzc/z von z/zren //znter-
grzznz/en /zer, Afos/enzs, wz'r /za/zen .so/c/ze, z/z'e z'n verse/zzerfenen re/z'gzösen

Genzez'nsc/zrz/fen szW, wz'r /za/zen gewatoäü'gere Kzne/er " (Grzz/z/zenr/zskzzsszon

.Se/aznt/arsZzz/e A).
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Die historische Entwicklung und die jetzige Lage der Nation Schweiz

- aber auch anderer Nationen und Kulturen - werden nicht in einen
grösseren, internationalen Verflechtungszusammenhang gestellt, die Vor-
Stellung von „der" Schweiz und „den" Anderen wird nicht kritisch reflek-
tiert. Hier wird ein Mythos Schweiz, die Ursprungsgeschichte einer
schweizerischen Gemeinschaft gepflegt. Das zeigt sich sehr schön in den

folgenden Zitaten:

„ Was natür/icA im/wer femmf, ist ScAweizer Gesc'AicAte frei «ns. Was in
der VfergangenAeit ge/an/en ist, die Ursprünge. Od es dann tvird/icü so
ge/an/en ist, is? nocAma/s eine andere Frage. Ader es sind scAöne Ge-
scdicdien" (GrnppendisAnssion Mitte/sfa/e).

„ Wi/Ae/m Fe//, der wird in der ScAweizpo/iiiscd immer wieder vorAommen.

wenn es eng geworden ist, dar man den ScAweizern gesagt: He, idr
dadrjemanden gedadr, derjür enre Freideir geAdmpjt dat. Od erjîAtiv oder
ecdr ist, sei dadin gesre//r. Ader es gedr «m den FreiAeitsgedanAen, der
vermiiie/r werden so//" (GrnppendisAnssion Mitte/st«/e).

Es geht bei dieser Vermittlung von Schweizer Geschichte weniger um
den historischen Wahrheitsgehalt von Geschichten und Personen als
vielmehr um den symbolischen Bedeutungsgehalt. Es geht um mythische
Geschichten, die ein nationales Gemeinschaftsgefühl heraufbeschwören,
eine kollektive Identität reartikulieren. Beide Lernzielorientierungen
stützen sich also auf die Vorstellung von idealisierten demokratischen
Gemeinschaften, die entweder nach universellen Prinzipien funktionieren
oder von einer bestimmten Leitkultur mit „Nationalcharakter" geprägt sind.
Davon abgespalten werden in beiden Fällen gesellschaftliche, nationale
und internationale Herrschaftsverhältnisse, die als FaAmenAedingnngen
mit beeinflussen, welche politisch-demokratischen Möglichkeiten die
Menschen haben bzw. lernen können. In einem solchen Verständnis von
Demokratie und politischer Bildung geht es vorrangig um die Befriedung
sozialer Beziehungen und nicht um die Analyse politischer Machtungleich-
gewichte (vgl. Audigier 2005).

Im Spannungsfeld von Berufsauftrag und Tabu

Es scheint eine Art institutionelles Tabu zu geben, das verhindert, dass

Lehrpersonen im Rahmen ihrer Rolle politische Macht- und Herrschafts-
Verhältnisse thematisieren. Das möchten wir an folgendem Beispiel auf-
zeigen: „ Und icA denAe, ei giAf ancA nocA e/n persön/icAes ProA/em der
LeArArajt. Sie so//te ja eigenf/icA d/e Finder n/cAf inji/trieren mit ZArer

eigenen Meinnng. mein erster Verweis <?nasi, den icA a/s Fnng/eArerin
Aier im Fanton ZüricA AeAam, war, Aeine AAstimmnngsmeinnng dnrcAzn-
geAen Aei den ScAü/ern. Daran AaAe icA micA jetzt 76 FaAre geAa/ten, nnd
das vernnsicAert vie/e LeArArä/te ancA, so//en sie iAre eigene po/itiseAe
Meinnng Anndtnn. Das würden die ScAü/er gerne wissen, sie/ordern einem
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graasam Zierat«, s/e wo//en yet/e.v Ma/ Jie AbV/mmungs/we/näng c/e.s'

Lebrers w/ssen. „Sf'nJ Sie //nks oJer rec/ïfs? /n we/cber Parte/ s/nc/ 5ïe? "

(Gra/jpene/Z.yk/«,s7on SekwnJars/M/e A).
In den Diskussionen fällt auf, dass die Lehrpersonen versuchen, von sich

ein möglichst neutrales Bild zu vermitteln, dass sie nicht „Earbe bekennen"
und sich „n/cbf zm wen ans dem Fenster /ebnen" möchten, weil das Proble-
me mit sich bringen könnte. Kaum vertreten sind alternative Ansätze, die
eigene politische Positionierung mit einer aufklärerischen Absicht zu ver-
binden, mit einer kritischen Reflexion und Analyse der eigenen und anderer

politischer Positionen. Die eigene politische Parteinahme wird mit politischer
Einflussnahme gleichgesetzt, die tunlichst vermieden wird. Dies kommt
einem politischen Schweigegebot gleich, dem Lehrpersonen unterstellt sind.
Bei Verstössen gegen dieses Gebot können von Seiten der Schulbehörden
disziplinarische oder sogar arbeitsrechtliche Sanktionen ergriffen werden,
was zu Selbstzensur Anlass gibt. So wird politische Bildung zwar als Teil
des Bildungsauftrags verstanden, gleichzeitig aber wird politische Partei-
nähme im kleinen Kreis als von den Schulbehörden tabuisiertes Thema
identifiziert: „Es scbe/nf m/r Jas G/e/cbe wie mit Jer Re/Zg/on. Das ist awcb
ein Tabwtbema" /GrappenJ/skass/on M/tte/sta/ej.

Durch solche verordneten Tabus werden gewisse Aspekte des Zusam-
menlebens nicht nur verschwiegen, sondern auch unbewusst gemacht, wie
Mario Erdheim deutlich macht: „Was man in einer Gesellschaft nicht
wissen darf, weil es die Ausübung von Herrschaft stört, muss unbewusst
gemacht werden. Diese Produktion von Unbewusstheit muss gesell-
schaftlich organisiert werden, und der Ort, wo sie stattfindet, ist nicht so
sehr die Familie als jene Institutionen, die das öffentliche Leben regulieren"
(Erdheim 1982,38). Eine dieser Institutionen ist das Bildungssystem bzw.
die Schule. Doch gesellschaftlich Unbewusstes ist nicht unwirksam, son-
dem lebt in Form von Ideologien oder Mythen fort: im Mythos einer ba-
sisdemokratischen Gemeinschaft und im Mythos Schweiz.

Demokratie als Lebensform und ihre Grundwerte

Es scheint uns ein ganz zentraler Punkt zu sein, dass politische Bildung
von den Lehrpersonen als Bildungsauftrag anJ gleichzeitig als Tabuthema
verstanden und auch praktiziert wird. Denn dies verweist nicht nur auf die
widersprüchlichen Aufgaben, die Schule zu erfüllen hat: nämlich dass sie

nicht nur gleichzeitig sozial integrieren und sozial selektionieren muss,
sondern auch berücksichtigen muss, dass politischer Bildung durch wider-
sprüchliche Anforderungen Grenzen gesetzt sind. Schulen können mit
politischer Bildung demokratische Handlungsmög/Zcbke/teh erschliessen.
Die gesellschaftlichen HandlungsbeJ/ngangen jedoch, d.h. die durch
Herrschaft und Ungleichheit geprägten Strukturen sozialen Zusammenle-
bens, liegen nicht im Einflussbereich von Schulen, sondern im Einflussbe-
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reich von Politik und Wirtschaft. Die Demokratisierung des sozialen Zu-
sammenlebens ist daher nicht einfach eine Fo/ge, sondern vor allem auch
eine ßeJ/ngwug von politischer Bildung: „Ich denke, dass die Pädagogik
den Fortschritt (im Sinne von Demokratisierung, Anm. der Autorinnen)
unterstützen, kontrollieren kann. Sie kann ihn aber nicht auslösen.
[So] muss man daher zunächst die praktischen Bedingungen, d.h. vor allem
die ökonomischen, für den Fortschritt einführen. Deshalb bin ich im
Gegensatz zu unseren Sozialphilosophien, die immer mit einem Appell an
die Pädagogik enden, davon überzeugt, dass man für Bedingungen sorgen
muss, die die Voraussetzungen für die Pädagogik bilden." (Bourdieu 2001,
16) Und von Belang ist ebenso: „[There] are questions about the enduring
power of poverty and bigotry in the world that children inhabit outside
schools. The future of democratic education may depend rather more on
our willingness to relieve the suffering and hopelessness that poverty and

bigotry create in that world than on anything that we do inside classrooms."
(Callan 2001,131)

Auch wenn die gesellschaftlichen Handlungsbedingungen nicht im
Einflussbereich von Schulen liegen, müssen diese Bedingungen in politi-
sehe Bildung einbezogen, bewusst gemacht und analysiert werden. Sie
können nicht einfach abgespalten werden und tabuisiert bleiben. Eine an
Demokratie orientierte Konzeption von politischer Bildung muss Bildung
inner/ia/fe widerspriicMc/zer/fand/Mngs&ezh'ngMnge« von Schule sein, das

heisst, sie muss sich ihrer Grenzen bewusst sein und sollte nicht den

„Mythos von der befreienden Schule" (Bourdieu 2001,46) reproduzieren,
indem sie von einem von gesellschaftlichen Bedingungen losgelösten
Prinzip von Chancengleichheit und Partizipationsfreiheit ausgeht. Schule
ist immer auch ein gesellschaftlich strukturierter Ort, und politische Bil-
dung lässt sich nur vor dem Hintergrund gesellschafts- und speziell auch

bildungspolitischer Gesamtprozesse verstehen und umsetzen.
Während in der politischen Bildung Gemeinschaftsvorstellungen und

demokratische Partizipation als Leitwerte dominieren, wird die bildungs-
politische und -ökonomische Realität in nicht geringem Ausmass von
Leistungswettbewerb und Segregierung beherrscht: Schulen werden einem
Benchmarking unterzogen, so etwa in Grossbritannien, und die Ergebnis-
se bestimmen die Zuweisung finanzieller Mittel; die soziale Segregierung
von Schulbezirken und die Trennung in öffentliche und private Schulen
nehmen zu; nationale Bildungskontexte werden internationalen Leistungs-
vergleichen unterzogen (vgl. Pisa-Studien u.v.a.m.). Nicht erst seit den
Pisa-Studien ist indessen bekannt, dass das Bildungssystem ein zentraler
Ort der Reproduktion von sozialen Ungleichheiten, der Verteilung unglei-
eher Lebenschancen ist. Wenn politische Bildung vor diesem Hintergrund
Mythen und Tabus reproduziert, dann unterstützt die Schule als Vermitt-
lungsinstanz gesellschaftlicher Macht mehr oder weniger beabsichtigt die
bildungspolitische Wettbewerbs- und Marktorientierung, die dazu führt,
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dass Bildungsinstitutionen weniger Bildungsbürgerinnen - im Sinne von
kritisch reflektierenden citoyens/citoyennes - als vielmehr Bildungsunter-
nehmerlnnen produzieren, welche Bildung nur noch als Investition in
verwertbares Humankapital betrachten (Stichwort GATS, Bildung als
handelbare Ware). Wobei sich dann die Frage stellt, ob es vorrangig nicht
tatsächlich „um die Vertiefung gesellschaftlicher Ungleichheiten zum
Zwecke einer besseren Abstimmung auf die Bedürfnisse eines Wirtschaft-
Standortes" geht (vgl. Pelizzari 2001,152).

Was bedeuten solche ökonomischen und politischen Prozesse, welche
die demokratische Entscheidungsfindung unterlaufen, für Lehrpersonen
und Schülerinnen, die „Demokratie lernen und leben" sollen? Was bedeu-
tet der bildungspolitische Standardisierbarkeits- und Messbarkeitswahn
für das „essenzielle politische Selbstvertrauen" (Leggewie / Schneider
2008,394), das für demokratische Partizipation unerlässlich ist? Lässt sich
dieses Selbstvertrauen nur am messbaren Output der Schule festmachen,
oder müssten nicht viel stärker noch die Input- und Prozessaspekte berück-
sichtigt werden, die für die Entstehung des Selbstvertrauens entscheidend
sind - weil z.B. die familiäre Sozialisation den Habitus und damit die
Verarbeitung der Bildungserfahrungen in der Schule prägt? Wie nachhaltig
kann die in der Schule erlebte politische Bildung überhaupt sein angesichts
der anti-demokratischen, auf Verdrängungswettbewerb und Ausgrenzung
basierenden Strukturen der Berufswelt und des Arbeitsmarktes? Was be-
deutet es für das politische Selbstvertrauen Jugendlicher, wenn sie gegen
Ende ihrer obligatorischen Schulzeit damit konfrontiert sind, dass sie

vielleicht keine Lehrstelle haben werden, kein Mitspracherecht bei der
Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen, sondern vielmehr erfahren, dass sie
lernen müssen, sich möglichst gut zu verkaufen?

Will politische Bildung nicht nur gesellschaftlich strukturierte, sondern
auch strukturierende, gestaltende Bildung sein, will sie auch Bildung «èer
die vw'ders/?rwc/i/icden ßedmgwttge« /u'naws sein, dann muss reflektiert und
empirisch erforscht werden, welche Grundwerte mit „Demokratie als
Lebensform" verknüpft sind. Geht es um Partizipation, Solidarität, Verant-

wortung, Gerechtigkeit, Gemeinschaft? In welchen Bedeutungen und
Verknüpfungen tauchen diese und andere mögliche Grundwerte und
ZielVorstellungen im Denken und Handeln von Lehrpersonen, Schülerin-
nen, Bildungspolitikerinnen und -wissenschaftlerinnen auf? Sind Bewusst-
sein und Sensibilität für soziale Ungleichheiten, für soziale Schliessungs-
prozesse, für die Folgen von politisch-demokratischen Entscheiden vor-
handen? „Demokratische Politik kann sich nicht auf die Schaffung von
Kompromissen zwischen Interessen oder Werten oder auf Überlegungen
über das Gemeinwohl beschränken; sie muss einen realen Einfluss auf die
Wünsche und Phantasien der Menschen nehmen. Um Leidenschaften für
demokratische Entwürfe mobilisieren zu können, muss demokratische
Politik einen parteilichen Charakter haben." (Mouffe 2007,13) Parteilich-
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